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Musikschulgesetz 

Bericht und Vorlage an den Kantonsrat 

1. Sachverhalt 

 

Am 30. Juni 2021 wurde die Initiative «Ja zur kantonalen Verankerung der musikalischen Bil-

dung (Musikschulinitiative)» eingereicht. Sie verlangt in der Form der allgemeinen Anregung Fol-

gendes:  

«Der Kanton Schwyz regelt das Musikschulwesen im Sinne der Chancengleichheit einheitlich, 

insbesondere in organisatorischer (Trägerschaft, Zusammenarbeit, Anerkennung, Aufgaben, Ange-

bot) und finanzieller Hinsicht (Beiträge der Eltern sowie der öffentlichen Hand) sowie in Bezug 

auf die Anstellungsbedingungen des Musikschulpersonals. Alle Kinder und Jugendlichen im Kan-

ton Schwyz haben Zugang zu einem zeitgemässen, bedarfsgerechten und qualitativ gesicherten 

Instrumental- und Vokalunterricht. Zudem wird das Angebot der musikalischen Begabtenförde-

rung definiert.» 

 

Mit Beschluss vom 26. Oktober 2022 hat der Kantonsrat die Gültigkeit der Initiative beschlos-

sen, diese angenommen und den Regierungsrat beauftragt, ein Musikschulgesetz im Sinne der 

Initiative zu unterbreiten. Mit RRB Nr. 122 vom 14. Februar 2023 hat der Regierungsrat das Bil-

dungsdepartement beauftragt, den Entwurf eines Musikschulgesetzes auszuarbeiten. Dafür wurde 

ein Projektteam mit Vertretungen aus dem Verband Musikschulen Schwyz, dem Musikschullehr-

personenverband sowie dem Verband Schwyzer Gemeinden und Bezirke (VSZGB) eingesetzt. Als 

Rahmenbedingungen zum Gesetz hielt der Regierungsrat fest, dass die Rolle des Kantons sub-

sidiär auszugestalten sei und die Musikschulen ein Angebot in der Zuständigkeit der Gemeinden 

bleiben sollen. Bezüglich Anforderungen an Musikschul-Lehrpersonen und deren Entlöhnung 

seien lediglich Mindeststandards zu regeln. 
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2. Zielsetzungen und Grundzüge der Vorlage 

2.1 Allgemeines 

 

Gemäss Art. 67a der Bundesverfassung vom 18. April 1999 (BV, SR 101) haben Bund und Kan-

tone die musikalische Bildung, insbesondere von Kindern und Jugendlichen zu fördern. Im Rah-

men ihrer Zuständigkeiten setzen sie sich für einen hochwertigen Musikunterricht an Schulen 

ein. Weiter legt der Bund unter Mitwirkung der Kantone Grundsätze fest für den Zugang der Ju-

gend zum Musizieren und zur Förderung musikalisch Begabter. 

 

Sowohl in Bericht und Vorlage zur Gültigkeit bzw. Annahme der Initiative (RRB Nr. 515/2022) 

als auch im Auftrags-RRB (Nr. 122/2023) wurden folgende Bereiche, die im neuen Gesetz zu re-

geln sind, festgehalten:  

 

– Musikunterricht an Musikschulen ausserhalb des Unterrichts nach Lehrplan; 

– Aufgaben der Gemeinden als Anbieter; 

– Auftrag und Ziel der Musikschulen; 

– Finanzierung; 

– Musiklehrpersonen; 

– Anstellungsbedingungen. 

 

Damit sollen das Musikschulangebot im Kanton Schwyz gesichert und gefördert sowie effizientere 

Strukturen und einheitliche Bedingungen geschaffen werden. Zudem ermöglicht die kantonale 

Regelung, auch Bundesgelder im Bereich der musikalischen Talentförderung zu erlangen. Ge-

stützt auf Art. 67a Abs. 3 BV will der Bundesrat nämlich in der Förderperiode 2021–2024 

Grundsätze für eine vernetzte, national koordinierte Förderung musikalisch Begabter festlegen 

und in Zusammenarbeit mit den Kantonen und Musikorganisationen spezifische Massnahmen der 

Begabtenförderung einführen. Die Grundzüge zur musikalischen Talentförderung sind in der Kul-

turbotschaft 2021–2024 definiert, die 2020 durch das Bundesparlament verabschiedet wurde. 

2.2 Geltungsbereich 

 

Im neuen kantonalen Musikschulgesetz sind die anerkannten Musikschulen und deren Angebot 

des Musikschulunterrichts abzubilden. Das Gesetz gilt für den Unterricht, der ergänzend zum Mu-

sikunterricht an der Volkschule bzw. Sekundarstufe II für Kinder, Jugendliche und junge Erwach-

sene erteilt wird.  

2.3 Aufgabenumschreibung 

 

Die Aufgaben der verschiedenen Instanzen und Institutionen sollen im Gesetz klar umschrieben 

werden. Der Kanton anerkennt Musikschulen, beteiligt sich an deren Kosten und macht entspre-

chende Vorgaben. Die Gemeinden haben für den Musikunterricht bzw. den Zugang dazu zu sor-

gen. Die anerkannten Musikschulen gewährleisten ein musikalisches Mindestangebot und fördern 

die musikalische Bildung. 

2.4 Anerkennung, Finanzierung 

 

Musikschulen, die von der öffentlichen Hand finanziert werden, müssen vom Kanton anerkannt 

sein und gewisse Voraussetzungen erfüllen. Die Finanzierung erfolgt grundsätzlich über Beiträge 

des Kantons, der Gemeinden und der Eltern. Die Beitragsregelung soll einfach handhabbar sein 

und keinen grossen administrativen Aufwand verursachen.  
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2.5 Musiklehrpersonen 

 

Das Gesetz macht Vorgaben bezüglich der Ausbildung, Anstellung und Besoldung der Musik-

schullehrpersonen an anerkannten Musikschulen. Nur so ist es möglich, dass die Musikschulen 

Angebote zu vergleichbaren Bedingungen anbieten und das Erlernen eines speziellen Instruments 

oder eine spezielle Förderung auch ausserhalb der Wohngemeinde zu ähnlichen Bedingungen 

möglich wird.  

2.6 Förderprogramm des Bundes 

 

Damit Bundesgelder vom Programm «Junge Talente Musik» erlangt werden können, hat der Kan-

ton ein eigenes Förderprogramm anzubieten. Die Grundlage dafür wird im neuen Musikschulge-

setz geschaffen.  

3. Ergebnisse des Vermehmlassungsverfahrens 

3.1 Durchführung 

 

Mit RRB Nr. 602 vom 5. September 2023 hat der Regierungsrat das Bildungsdepartement er-

mächtigt, eine Vernehmlassung zum Entwurf des Musikschulgesetzes durchzuführen. Die Vorlage 

wurde zusammen mit dem erläuternden Bericht Mitte September 2023 den politischen Parteien 

Die Mitte, FDP, GLP, GP, JFSZ, JSVP, Junge Grünliberale, Junge Mitte, Juso, SP und SVP, den 

Gemeinden und Bezirken, dem Kantonsgericht, dem Verwaltungsgericht, den Bezirksgerichten 

sowie dem VSZGB, dem Verband Musikschulen Schwyz, dem Musikschullehrpersonenverband 

Kanton Schwyz sowie dem Verband Schulleiterinnen und Schulleiter Schwyz zur Vernehmlassung 

zugestellt. 

 

Das Vernehmlassungsverfahren dauerte bis 15. Dezember 2023. Im Rahmen dieser Vernehmlas-

sung sind insgesamt 37 Vernehmlassungsantworten eingegangen. 

3.2 Ergebnis 

Der Entwurf des Musikschulgesetzes wird allgemein positiv aufgenommen; mehrheitlich werden 

die Anliegen der Initiative weitgehend als erfüllt betrachtet und die schlanke Form der Umset-

zung wird begrüsst. Von den Parteien stimmen die Mitte, die FDP, die GLP und die SP der Vor-

lage weitgehend zu, während die SVP diese mit dem Argument der grundsätzlich falschen Stoss-

richtung ablehnt. Die Gemeinden und Bezirke übernehmen mehrheitlich die zustimmende Ver-

nehmlassung des VSZGB, lediglich vereinzelt werden zusätzliche Forderungen gestellt. Der Ver-

band Musikschulen Schwyz (VMSZ), der Musiklehrpersonenverband Kanton Schwyz, der Schwy-

zer Kantonal Musikverband sowie vier sich äussernde Musikschulen stellen sich weitgehend hin-

ter die Vorlage. Aus den Stellungnahmen ergeben sich namentlich die folgenden Schwerpunkte, 

auf die nachstehend näher eingegangen wird: 

– Kantonsbeitrag; 

– Einbezug der Bezirke in die Finanzierung; 

– Elternbeiträge; 

– Anforderung an Ausbildung der Musiklehrpersonen. 
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3.2.1 Kantonsbeitrag 

 

In insgesamt 21 Stellungnahmen (darunter VMSZ, VSZGB, SP und SVP) wird gefordert, dass sich 

der Kanton in Analogie zum ab dem 1. Januar 2025 geltenden Kostenteiler im Volksschulwesen 

zu 50 % an den Kosten für Schulleitungs- und Lehrerbesoldung der anerkannten Musikschulen 

beteiligen soll.  

Aus Sicht des Regierungsrates verkennt diese Forderung aber den Umstand, dass es sich bei der 

Musikschule, anders als bei der öffentlichen Volksschule, um ein Angebot handelt, welches pri-

mär in der Verantwortung der Gemeinden verbleiben soll und für welches (wie von den meisten 

Vernehmlassungsteilnehmern bestätigt) zu Recht Elternbeiträge eingefordert werden können. Der 

Regierungsrat ist bereit, dem geäusserten Anliegen insofern entgegenzukommen, als dass die Fi-

nanzierung der Besoldungskosten in etwa zwischen Eltern, Gemeinden und Kanton je zu einem 

Drittel getragen werden soll (Antrag von insgesamt acht Vernehmlassungsteilnehmer). Da den Ge-

meinden bei der Festlegung der Elternbeiträge ein gewisser Spielraum eingeräumt werden soll 

(auch mit dem Ziel, jährliche Anpassungen bzw. Nachkalkulationen der Elternbeiträge zu vermei-

den), wird der Kantonsbeitrag an die Besoldungskosten neu auf 32.5 % festgelegt. Dieser Beitrag 

bezieht sich neu auf die gesamten Besoldungskosten, beinhaltet also im Gegensatz zur Vernehm-

lassungsfassung auch die Besoldung der Administration.  

3.2.2 Einbezug der Bezirke in die Finanzierung 

 

Seitens VMSZ und VSZGB (gestützt von weiteren 13 Gemeinden) wird angeführt, dass von allen 

Bezirken eine Beitragspflicht für die Musikschülerschaft der 7. bis 9. Klasse (Sekundarstufe I, in 

Analogie zum Volksschulwesen) via Schülerpauschale eingefordert werden sollte. Eine Beitrags-

leistung der Mehrgemeinde-Bezirke wird hergeleitet, weil die Eingemeinde-Bezirke auch in die 

Trägerschaft eingebunden seien. Die Fachgruppe Bildung des VSZGB sieht offenbar darüber hin-

weg, dass Eingemeinde-Bezirke einfach die Gemeindeaufgaben und Bezirksaufgaben auf einer 

einzigen politischen Ebene erfüllen. Sie erbringen im Vergleich zu Gemeinden keine Mehrleistun-

gen auf Gemeindeebene, nur weil sie Bezirke sind. Eine Kostenbeteiligung der Bezirksebene 

würde in erster Linie eine Unterstützung der Steuerzahlenden finanzschwacher Gemeinden zulas-

ten der Steuerzahlenden finanzstarker Gemeinden innerhalb des gleichen Bezirks bedeuten, ver-

bunden mit zusätzlichem Administrations- und Verrechnungsaufwand. Aus diesem Grund hält der 

Regierungsrat denn auch an der Finanzierung der Musikschulen durch Elternbeiträge, Gemeinden 

und Kanton fest und verzichtet auf den finanziellen Einbezug der Bezirke. 

3.2.3 Elternbeiträge 

 

Diverse Rückmeldungen werden bezüglich der (Maximal-) Höhe der Elternbeiträge vorgebracht. 

Während VMSZ und die Mitte für eine Obergrenze von 25 % plädieren, verlangen andere Ver-

nehmlassungspartner eine Obergrenze von maximal 40 %.  

Grundsätzlich spricht sich der Regierungsrat dafür aus, dass die Besoldungskosten in etwa je zu 

einem Drittel durch Elternbeiträge, Gemeinden und Kanton finanziert werden sollen. Um den Ge-

meinden jedoch einen gewissen Spielraum einzuräumen und verhindern zu können, dass die El-

ternbeiträge bei einem starren Prozentsatz jährlich neu berechnet werden müssen, soll der Eltern-

anteil zwischen 30 % und 40 % der Besoldungskosten festgelegt werden. 

3.2.4 Anforderung an Ausbildung der Musiklehrpersonen 

 

Die im entsprechenden Paragraphen (§ 10) geforderte Ausbildung der Musiklehrpersonen ent-

spricht weitgehend der heute bereits gelebten Praxis und wird durch die Mehrheit der Vernehm-

lassungsteilnehmer denn auch bejaht. Einzig die SVP spricht sich für eine vollständige Strei-

chung dieser Bestimmung aus und möchte den Musikschulen diesbezüglich keine Vorgaben ma-

chen. Zahlreiche Vernehmlassungsteilnehmer weisen darauf hin, dass das Unterrichten auch 

ohne Hochschuldiplom möglich sein soll und unterstützen deshalb explizit den Abs. 2 des § 10, 
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wonach auch bei anderweitig ausgewiesener Befähigung die Lehrtätigkeit möglich sein soll.  

Den entsprechenden Rückmeldungen wird mittels einer Abschwächung der Bestimmung unter 

Abs. 1 Rechnung getragen. 

3.2.5 Diverse Rückmeldungen 

 

Vereinzelt wird gefordert, dass Musikschulunterricht vorbehaltlos im Rahmen der Unterrichtszeit 

der obligatorischen Schule soll erfolgen können, bzw. dies anzustreben sei. Aus Sicht des Regie-

rungsrates wird diese Möglichkeit mit § 7 Abs. 2 grundsätzlich geschaffen, jedoch entscheidet 

letztlich der Schulträger darüber, ob und in welchem Ausmass er davon Gebrauch machen will. In 

Anbetracht des Umstandes, dass die Volksschule primär dem Bildungsauftrag gemäss Lehrplan 

21 verpflichtet und die Stundentafel reichlich befrachtet ist, hält der Regierungsrat an der ur-

sprünglichen Formulierung fest. 

 

Seitens VSZGB (sekundiert durch acht Gemeinden und eine Musikschule) wird vorgebracht, dass 

der Gesetzesentwurf keine Bestimmungen bezüglich Ausbildung und Eignung der Musikschlullei-

tungen sowie der Administration enthält. Es wird zudem der Wunsch nach einem kantonalen Per-

sonalreglement geäussert. Aus Sicht des Regierungsrates ist im Sinne einer schlanken Gesetzge-

bung auf diese Forderung nicht einzugehen. Zum einen müsste damit die bisherige Praxis der 

Musikschulen übersteuert werden, zum anderen ist auch wenig einsehbar, weshalb die Bestim-

mungen für die Musikschulen weitergehen sollten, als dies im Bereich der obligatorischen Volks-

schule der Fall ist.  

 

Weiter votieren unter § 16 Abs. 3 insgesamt sieben Vernehmlassungsteilnehmer dafür, auf die 

Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse bei der Festlegung der Elternbeiträge gänzlich 

zu verzichten. Dem ist entgegenzuhalten, dass gemäss Art. 12a des Kulturförderungsgesetzes des 

Bundes (KFG) staatlich unterstützte Musikschulen bis zum Abschluss der Sekundarstufe II Tarife 

anbieten müssen, die deutlich unter den Erwachsenentarifen liegen und welche die wirtschaftli-

che Situation der Eltern oder anderer Unterhaltspflichtiger sowie den erhöhten Ausbildungsbedarf 

musikalisch Begabter berücksichtigen. Folglich kann auf eine entsprechende Bestimmung im 

Musikschulgesetz nicht verzichtet werden. 

 

Schliesslich wird seitens der Musikschule Lachen-Altendorf sowie der Gemeinde Altendorf noch 

das Anliegen vorgebracht, dass nebst dem Musikunterricht auch die Bereiche Tanz und Theater 

(welche im Leistungsumfang der besagten Schule enthalten sind) durch den vorliegenden Geset-

zesentwurf abgedeckt werden sollten.  

Dem ist aus Sicht des Regierungsrates entgegenzuhalten, dass die Ausarbeitung des vorliegenden 

Gesetzesentwurfs zum einen auf der Musikschulinitiative und zum andern auf Art. 67a BV be-

ruht, welcher die musikalische Bildung stärken soll. Unter diesen Vorzeichen erachtet der Regie-

rungsrat eine Ausweitung auf den gesamten ausserschulischen Bereich für nicht angezeigt.   

4. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 

 

§ 1 

Das Gesetz regelt die Anerkennung, Finanzierung und Organisation der anerkannten Musikschu-

len und das Angebot des Musikschulunterrichts, das sie erbringen müssen. Es fallen somit nur 

die Musikschulen unter dieses Gesetz, die vom Kanton anerkannt sind.  

 

§ 2 

Das Gesetz gilt für den Musikunterricht, den anerkannte Musikschulen Kindern, Jugendlichen 

und jungen Erwachsenen erteilen. Sie alle müssen Wohnsitz im Kanton Schwyz haben. Als junge 

Erwachsene im Sinne dieses Gesetzes gelten junge Erwachsene bis zum Abschluss ihrer Erstaus-

bildung oder – wenn diese länger dauert – bis zum erfüllten 25. Altersjahr. Dieses Alter orientiert 
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sich am Programm des Bundes «Jugend und Musik», welches die Teilnahme ebenfalls bis zum 

Alter von 25 Jahren ermöglicht. Es wird festgehalten, dass der Musikunterricht, der in der Volks-

schule oder in der Sekundarstufe II nach dem jeweiligen Lehrplan erteilt wird, nicht von diesem 

Gesetz erfasst ist. Dies gilt sowohl für öffentliche als auch private Schulen. Der Musikunterricht 

im Rahmen der obligatorischen Schule und der weiterführenden Schulen erfolgt demnach nach 

der Volkschulgesetzgebung bzw. der Gesetzgebung der jeweiligen Schulart und das vorliegende 

Gesetz ist diesbezüglich nicht anwendbar.  

 

§ 3 

Der Kanton anerkennt die Musikschulen, sofern sie die Vorgaben gemäss diesem Gesetz erfüllen 

und leistet auch entsprechende Beiträge an den Musikschulunterricht. Damit soll es eine Verein-

heitlichung geben und der Zugang zum Musikschulunterricht soll im ganzen Kanton erleichtert 

werden. Der Kanton wird aber selber nicht Träger von Musikschulen gemäss diesem Gesetz.  

 

§ 4 

Die Gemeinden haben den Auftrag, Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen den Zugang 

zu einer Musikschule zu gewährleisten. Sie müssen somit Musikunterricht anbieten, um dieser 

Aufgabe nachzukommen. Die Gemeinden bleiben damit – wie das bereits heute der Fall ist – An-

bieter der Musikschulen. Ob sie eine eigene Musikschule führen oder mit anderen Gemeinden 

(z. B. als Zweckverband) oder mit privaten Musikschulen zusammenarbeiten, ist ihnen freige-

stellt. Die privaten Musikschulen werden von einem privaten Träger, z. B. einem Verein, geführt. 

Im Weiteren haben die Gemeinden die Musikschulen zu finanzieren, die Zuständigkeiten inner-

halb der Gemeinde festzulegen und ein Reglement für ihre Musikschule zu erlassen, welches Ta-

rife, Unterrichtszeiten, Anmeldung usw. regelt. Dieses Reglement erlässt der Gemeinderat. Im 

nicht beitragsberechtigten Bereich sind die Musikschulen betreffend Angebot und Organisation 

frei. 

 

§§ 5 bis 7 

Die Musikschulen sind eine Ergänzung zum Musikunterricht an der Volksschule und den Schulen 

der Sekundarstufe II. Sie sollen ein musikalisches Mindestangebot erbringen und stellen den Zu-

gang zu einem erweiterten musikalischen Angebot sicher. Das Mindestangebot wird im Vollzug 

festgelegt. Dort wird zu regeln sein, wie und mit welcher Unterrichtszeit Musikunterricht anzubie-

ten ist, nämlich als Einzelunterricht, Unterricht zu zweit oder Gruppenunterricht. Zudem gilt es 

zu regeln, ab wann z. B. ein Instrument zwingend anzubieten ist. Das Angebot ist im Detail in § 6 

umschrieben und entspricht im Wesentlichen dem Angebot, das die Musikschulen bereits heute 

vorweisen.  

Die Musikschulen sollen mit den Volkschulen und weiterführenden Schulen, anderen Musikschu-

len und Musikinstitutionen wie Musikvereinen oder Musikgesellschaften zusammenarbeiten. Es 

soll möglich sein, dass Musikschüler den Unterricht auch bei andern Musikschulen besuchen 

können, wenn das Instrument an der kommunalen Schule nicht angeboten wird oder ein Ensem-

bleunterricht nicht möglich ist. Es soll auch möglich sein, dass Musikschulunterricht der Musik-

schule im Rahmen des Unterrichts an der Volksschule oder Sekundarstufe II erfolgen kann. Dies 

erfolgt aktuell z. B. im Rahmen von Bläserklassen, der musikalischen Grundausbildung in den 

tieferen Klassen oder im Rahmen der Begabtenförderung. Es ist dazu jedoch in jedem Falle die 

Zustimmung des Trägers der Volksschule erforderlich.  

 

§§ 8 und 9 

Das Gesetz sieht für die Qualitätssicherung eine Anerkennung der Musikschulen vor. Es werden 

verschiedene Voraussetzungen festgelegt, mit denen das Mindestangebot und dessen Qualität si-

chergestellt werden sollen. Wird die Musikschule im Auftrag einer Gemeinde von einer privaten 

Trägerschaft geführt, ist es zwingend, dass ein Leistungsauftrag vorliegt, der die Einzelheiten re-

gelt. Die Trägerschaft muss den Sitz im Kanton Schwyz haben. Der Regierungsrat bezeichnet die 

kantonale Anerkennungsstelle und regelt die weiteren Einzelheiten für das Anerkennungsverfah-

ren via Verordnung.  
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Eine Anerkennung kann widerrufen werden, wenn eine Musikschule die gesetzlich geregelten Vo-

raussetzungen nicht mehr erfüllt oder andere Gründe wie Verfehlungen irgendwelcher Art vorlie-

gen.  

 

§ 10  

Der grösste Teil der heute aktiv unterrichtenden Musiklehrpersonen verfügt über ein anerkanntes 

musikpädagogisches Hochschuldiplom. Dies soll grundsätzlich die Voraussetzung sein für die Er-

teilung von Unterricht an einer anerkannten Musikschule. Es sollen aber auch weiterhin Personen 

unterrichten können, die diese Ausbildung nicht haben, deren Befähigung zum Erteilen von Mu-

sikunterricht aber anders ausgewiesen ist. Es sind dies Lehrpersonen, die fachlich auf hohem Ni-

veau sind, aber auch pädagogische Fähigkeiten zum Unterrichten mitbringen.  

 

§ 11 

Die Besoldung des Lehrpersonals macht die grössten Kosten einer Musikschule aus. Damit inner-

halb des Kantons eine Chancengerechtigkeit erreicht werden kann und die Tarife einigermassen 

angeglichen werden können, soll die Besoldung bei anerkannten Musikschulen einheitlich erfol-

gen. Aufgrund der Ausbildung (Master) wird die Besoldung für Musikschullehrpersonen gemäss 

der Besoldung für Monofach-Lehrpersonen der Sekundarstufe I Lohnklasse 1 festgelegt (vgl. § 35 

des Personal- und Besoldungsgesetzes für die Lehrpersonen an der Volksschule vom 10. Dezem-

ber 2002 [PGL, SRSZ 612.111] sowie § 14 sowie Anhang der Personal- und Besoldungsverord-

nung für die Lehrpersonen an der Volksschule vom 10. Dezember 2002 [PVL, SRSZ 612.111]). 

Für Lehrpersonen, die diese Ausbildung nicht vorweisen können, wird die Besoldung im Vollzug 

geregelt in Anlehnung an die Empfehlung des Verbandes der Musikschulen Kanton Schwyz. Auch 

die Anrechnung der Dienstjahre und der früheren Tätigkeit sowie weitere Grundsätze der Anstel-

lung wie die Einholung eines Sonderprivatauszuges sollen im Vollzug geregelt werden. Gestützt 

auf diese gesetzlichen Vorgaben haben die Gemeinden bzw. Träger der Musikschulen ein Perso-

nalreglement zu erlassen.  

 

§ 12 

In Anlehnung an die Regelung der Volksschule kann die Anerkennungsstelle einer Musiklehrper-

son das Unterrichten an Musikschulen im Kanton Schwyz untersagen, wenn sie ihre Pflichten in 

schwerwiegender Weise verletzt hat, sich anderweitiger grober Verfehlungen schuldig gemacht hat 

oder den Anforderungen ihres Berufes nicht gewachsen ist.  

 

§ 13 

Die anerkannten Musikschulen werden finanziert durch Beiträge von Kanton und Gemeinde, 

durch Elternbeiträge, Einnahmen aus Dienstleistungen sowie Drittmittel. Die Gemeinden, die ei-

ner privaten Trägerschaft einen Leistungsauftrag bezüglich Musikschulunterricht erteilen, haben 

die entsprechende Beiträge dieser gegenüber zu leisten. Einnahmen aus Dienstleistungen können 

Entgelte aus Leistungsvereinbarungen sein, mit Drittmitteln sind Spenden oder ähnliches ge-

meint.  

 

§ 14 

Der Kantonsbeitrag wird an die Besoldungskosten für die Schulleitung, das Lehrpersonal und die 

Administration einer anerkannten Musikschule geleistet, und zwar im Umfang von 32.5 % der 

Lohnkosten. Es wird ausschliesslich der Unterricht gemäss § 4 Abs. 1 mitfinanziert und es dürfen 

auch nur diese Besoldungskosten als Grundlage dienen. Unterricht für Erwachsene wird vom Kan-

ton nicht mitgetragen.  

Der Beitrag kann herabgesetzt werden, wenn die kantonalen Vorgaben nicht eingehalten werden.  

 

§ 15 und 16 

Die Gemeinden haben die Betriebskosten zu tragen, die nach Abzug aller Beiträge, inklusive Ein-

nahmen und Drittmittel, übrigbleiben.  
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Die Musikschulen haben Elternbeiträge zu erheben. Es wird eine Bandbreite festgelegt, wieviel 

die Elternbeiträge an die Besoldungskosten von Schulleitung, Lehrpersonal und Administration 

der anerkannten Musikschule ausmachen sollen. Die Elternbeiträge sollen mind. 30 % und max. 

40 % dieser Besoldungskosten ausmachen. Mit dieser Bandbreite wird den Trägern der Musik-

schulen einerseits eine gewisse Autonomie zugestanden, andererseits kann verhindert werden, 

dass die Gebührenordnung jährlich revidiert werden muss. 

Die Tarife für Kinder und Jugendliche müssen gemäss Art. 12a Kulturförderungsgesetz des Bun-

des vom 11. Dezember 2009 (KFG, SR 442.1) bei von Kanton oder Gemeinden unterstützten 

Musikschulen deutlich unter den Tarifen für Erwachsene liegen. Zudem müssen gemäss dieser 

Bestimmung die wirtschaftlichen Verhältnisse der Eltern und der erhöhte Ausbildungsbedarf mu-

sikalischer Talente bei den Tarifen ebenfalls angemessen berücksichtigt werden.  

 

§ 17 

Gestützt auf das KFG hat das Eidgenössische Departement des Innern (EDI) die Verordnung über 

das Förderungskonzept zum Programm «Junge Talente Musik» erlassen (Verordnung Junge Ta-

lente Musik vom 15. Juni 2022, SR 442.133). Das Programm hat zum Ziel, Kinder und Jugend-

liche mit überdurchschnittlichem musikalischem Talent frühzeitig zu erkennen und nachhaltig zu 

fördern. Der Bund gewährt dazu Finanzhilfen an die Kantone für deren Vergabe von Beiträgen an 

Talente, für die Unterstützung von Angeboten der Begabtenförderung sowie für Verwaltungsaufga-

ben in diesem Zusammenhang. Der Kanton kann diese Finanzhilfen beantragen, wenn er über ein 

Begabtenförderungsprogramm verfügt, ein Verfahren für die Vergabe von Beiträgen an Talente 

vorsieht und eine Koordinationsstelle für die Umsetzung einsetzt. Das Begabtenförderungspro-

gramm muss gewisse Voraussetzungen erfüllen, insbesondere muss es aus curricular aufgebauten 

und koordinierten Förderangeboten bestehen. Mit § 17 wird die gesetzliche Grundlage geschaffen 

im Kanton ein solches Förderprogramm umzusetzen. Mit dem Angebot der Musikschulen gemäss 

§ 6 und den bestehenden Vereinbarungen (Schulgeldvereinbarungen, Hochbegabtenvereinbarung) 

kann ein curricular aufgebautes Förderprogramm aufgebaut werden. Die Aufgaben der Koordinati-

onsstelle soll auch an Dritte (z. B. Musikschulverband) übertragen werden können, daher erhält 

der Regierungsrat die Kompetenz, Vereinbarungen eingehen zu können. Weitere Details zum För-

derprogramm (Vergabestelle der Beiträge, Leistungserbringer usw.) sind im Vollzug zu regeln. Da 

die Bundesverordnung ein Rechtsmittel gegen den Entscheid über die Vergabe von Beiträgen an 

Talente verlangt, ist dies hier explizit zu regeln.  

5. Auswirkungen 

5.1 Finanzielle Auswirkungen 

 

Der Kanton hat die Musikschulen bis anhin in keiner Weise finanziell unterstützt. Gemäss einer 

Kostenerhebung bei allen Musikschulen im Kanton Schwyz aus dem Jahre 2022 betragen die 

Personalkosten rund 10 Mio. Franken. Da davon auszugehen ist, dass die Lohnkosten mit den 

neuen Bestimmungen um rund 12 Prozent steigen, werden für den Kanton mit der neuen Bei-

tragsregelung somit mutmassliche Kosten in der Höhe von jährlich rund 3.6 Mio. Franken resul-

tieren.  

5.2 Personelle Auswirkungen 

 

Die Umsetzung des Musikschulgesetzes mit der Anerkennung der Musikschulen, der Beitragsge-

währung und dem Förderprogramm «Junge Talente Musik» verursacht administrativen Aufwand 

beim Kanton. Im zuständigen Departement sind daher entsprechende Ressourcen in der Grössen-

ordnung von mutmasslich 0.2 FTE zu schaffen. 
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5.3 Auswirkungen auf die Wirtschaft 

 

Wesentliche Auswirkungen auf die Wirtschaft sind mit dem Musikschulgesetz nicht zu erwarten.  

 

5.4 Auswirkungen auf die Gesellschaft 

 

Das Musikschulgesetz hat insofern Auswirkungen, als dass der Musikunterricht für alle zugänglich 

werden soll, indem er verstärkt durch die öffentliche Hand unterstützt wird. Es wird mehr Kin-

dern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen möglich sein, ein Instrument zu erlernen. Der Zu-

gang zu Instrumental- oder Vokalunterricht wird insgesamt erleichtert und sich auf den Nach-

wuchs in den Musikvereinen und Musikformationen auswirken. Das Musizieren in der Bevölke-

rung wird dadurch gefördert. Zudem wird es möglich werden, musikalische Talente besser zu er-

kennen und zu fördern. Der Stellenwert von Musik wird damit in der Gesellschaft gestärkt.  

5.5 Auswirkungen auf die Bezirke und Gemeinden 

 

Aktuell herrscht bezüglich der Musikschulen im Kanton Schwyz bzw. bei deren Angeboten eine 

grosse Heterogenität. Diese unterschiedliche Ausgestaltung der Musikschulen macht es schwie-

rig, die finanziellen Auswirkungen zu bezeichnen. Die Gemeinden haben sich bei der Führung von 

anerkannten Musikschulen künftig an die Vorgaben im neuen Gesetz zu halten. Insbesondere die 

im Gesetz vorgegebene Besoldung der Musikschullehrpersonen wird sich auf die Kosten auswir-

ken, da diese Ansätze bis anhin nicht verwendet wurden. Geht man davon aus, dass die Musik-

lehrpersonen aktuell gleich wie Primarlehrpersonen besoldet werden, ergibt sich mit der Lohn-

klasse 1 der Sekundarstufe künftig eine Erhöhung der Lohnkosten um rund 12 Prozent. An die 

Lohnkosten leistet der Kanton Beiträge von 32.5 % und die Elternbeiträge können bis 40 % der 

Lohnkosten ausmachen. Für die Gemeinden, die bereits eine Musikschule geführt oder finanziert 

haben, wird diese neue Regelung daher kostenneutral umzusetzen sein oder sogar eine leichte 

finanzielle Entlastung mit sich bringen. Im Weiteren kann die Umsetzung des neuen Gesetzes zu 

personellen Auswirkungen führen, z. B. wenn die Musikschule im Rahmen der Anerkennung ihr 

Angebot anpassen muss. Es ist aber insgesamt davon auszugehen, dass sich die personellen Aus-

wirkungen bei den Gemeinden im Rahmen halten werden.  

6. Behandlung im Kantonsrat und Referendum 

 

6.1 Ausgabenbremse 

 

Beim vorliegenden Beschluss handelt es sich nicht um eine Ausgabenbewilligung. Für die 

Schlussabstimmung gilt das einfache Mehr gemäss § 87 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Kan-

tonsrates vom 17. April 2019 (GOKR; SRSZ 142.110). 

6.2 Referendum 

 

Gemäss §§ 34 Abs. 2 und 35 der Kantonsverfassung vom 24. November 2010 (KV, 

SRSZ 100.100) unterstehen: 

 

a) Erlass, Änderung und Aufhebung von Gesetzen; 

b) internationale und interkantonale Vereinbarungen mit Gesetzesrang; 

c) Ausgabenbeschlüsse über neue einmalige Ausgaben von mehr als 5 Mio. Franken und Ausga-

benbeschlüsse über neue jährlich wiederkehrende Ausgaben von mehr als Fr. 500 000.--; 

dem obligatorischen oder fakultativen Referendum. 

 



 

 

RRB Nr. 108/2024 - 10/10 - 6. Februar 2024 

Der vorliegende Beschluss hat den Erlass eines Gesetzes zum Gegenstand und unterliegt somit 

bei Zustimmung von weniger als drei Viertel der an der Schlussabstimmung teilnehmenden Mit-

glieder des Kantonsrates, dem obligatorischen oder bei Zustimmung von drei Viertel und mehr der 

an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder des Kantonsrates, dem fakultativen Referendum. 

Beschluss des Regierungsrates 

1. Dem Kantonsrat wird beantragt, die beiliegende Vorlage anzunehmen. 

2. Zustellung: Mitglieder des Kantonsrates. 

3. Zustellung elektronisch: Mitglieder des Regierungsrates; Staatsschreiber; Sekretariat 

des Kantonsrates; Bildungsdepartement. 

 

 

 

Im Namen des Regierungsrates: 

 

 

 

André Rüegsegger Dr. Mathias E. Brun 

Landammann Staatsschreiber 
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